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Der Kanton Bern kann das Schulhaus 
Schafhausen im Emmental weiterhin 
zur Unterbringung von Asylsuchenden 
nutzen. Das haben die Stimmberechtig-
ten der Standortgemeinde Hasle bei 
Burgdorf überraschend deutlich ent-
schieden. Mit 1101 zu 329 Stimmen spra-
chen sie sich am Wochenende gegen 
eine Kündigung des Mietvertrags mit 
dem Kanton aus. Der Mietvertrag läuft 
damit unbefristet weiter, so wie es der 
Gemeinderat gewünscht hatte.

Die Gemeinde könne das Geld gut ge-
brauchen, hatte er geltend gemacht. Zu-
dem habe man mit dem Durchgangszen-
trum bislang gute Erfahrungen gemacht. 
Das Volk habe pragmatisch abgestimmt, 
kommentierte Gemeindepräsident Wal-
ter Scheidegger (SVP) den Entscheid: 
«Dass so viele Flüchtlinge in der Schweiz 
sind, ist nicht gut, aber die Menschen 
müssen halt irgendwo sein.» Gegen das 
Asylzentrum engagiert hatte sich eine 
Gruppe um einen ehemaligen SP-
Gemeinderat. (SDA)

Gemeinde stimmt für 
strittiges Asylzentrum

Basel-Stadt
Kanton darf kein Land mehr 
verkaufen
Die Stimmbürger in Basel-Stadt haben 
den Kanton überraschend darauf ver-
pflichtet, künftig kein Land in seinem 
Eigentum mehr zu verkaufen. Die «Neue 
Bodeninitiative» aus linken Kreisen 
wurde mit einem Ja-Anteil von 66,9 Pro-
zent angenommen. Ihr Kernpunkt ist ein 
Verkaufsverbot mit Landabtretungen 
nur im Baurecht. Landverkauf ist nur 
erlaubt, wenn das einschlägige Porte-
feuille über fünf Jahre gesehen «aus
geglichen oder positiv» ist. (SDA)

Aargau
Aufhebung des Tanzverbots
ist gescheitert
Im Kanton Aargau müssen die Restau-
rants und Bars an christlichen Feier
tagen weiter bereits kurz nach Mitter-
nacht schliessen. Die Stimmberechtig-
ten haben eine Volksinitiative der Pira-
tenpartei mit 51,8 Prozent abgelehnt, 
welche die Einschränkung aufheben 
wollte. Mit dem Nein zum Begehren 
bleibt alles wie bisher. Die Bestimmung 
im kantonalen Gastgewerbegesetz 
schränkt die Öffnungszeiten an hohen 
Feiertagen wie Karfreitag, Ostern, 
Pfingsten und Weihnachten ein. (SDA)

Thurgau
FDP sichert sich ihren Sitz 
in der Kantonsregierung
In der Thurgauer Kantonsregierung 
bleibt die Parteienverteilung unverän-
dert. Walter Schönholzer von der FDP 
holte am Sonntag den Sitz des zurück-
tretenden Parteikollegen Kaspar Schläp-
fer. Herausforderer Ueli Fisch (GLP) er-
reichte ein respektables Ergebnis, 
schaffte die Wahl aber nicht. Der Regie-
rungsrat setzt sich damit wie bisher aus 
zwei SVP-Mitgliedern und je einem von 
FDP, CVP und SP zusammen. (SDA)

Lausanne
Die Stadtregierung bleibt 
in rot-grüner Hand
Bei den Waadtländer Kommunalwahlen 
haben die SP, die Grünen und die Partei 
der Arbeit (PDA) ihre Vorherrschaft in 
der Stadt Lausanne eindrücklich bestä-
tigt. Bereits im ersten Wahlgang für die 
Stadtregierung gewann ihre Allianz 
sechs der sieben Sitze. Das beste Resul-
tat machte die bisherige Finanzdirek
torin Florence Germond von der SP. Die 
bürgerlichen Parteien, die sich nicht auf 
eine Allianz hatten einigen können, fuh-
ren hinter dem geschlossenen Links-
block ein schlechtes Resultat ein. (SDA)

Tessin
Im Südkanton darf man 
künftig etwas länger einkaufen
Das Tessin hat gestern einen kleinen 
Schritt hin zu liberaleren Ladenöff-
nungszeiten gemacht. Weil ein Referen-
dum der Gewerkschaft Unia scheiterte, 
dürfen die Geschäfte wochentags neu 
bis 19 Uhr offen haben. Selbst mit der 
neuen Regelung handhabt das Tessin die 
Öffnungszeiten im schweizweiten Ver-
gleich immer noch relativ streng. (SDA)

Nachrichten

SP und SVP müssen bei den 
Wahlen in Uri in den zweiten 
Wahlgang. Zieht die FDP ihre 
Kandidaten nicht zurück, 
dürfte die Linke aus der 
Kantonsregierung fliegen. 

Michael Soukup

In sechs Kantonen waren gestern auch 
Regierungsratswahlen, darunter in Uri, 
Nid- und Obwalden. Das nationale Inter-
esse galt insbesondere Uri. Bei den dor-
tigen Gesamterneuerungswahlen ging es 
nämlich nicht nur darum, die vier Bis
herigen zu bestätigen respektive drei zu-
rücktretende Regierungsräte zu erset-
zen. Sollte es der Urner SP nicht gelin-
gen, den Sitz ihres abtretenden Regie-
rungsrats Markus Züst zu sichern, wären 
die Genossen in der gesamten Zentral-
schweiz nicht mehr an einer Kantons
regierung beteiligt. In den vergangenen 
Jahren ist die SP in Zug, Schwyz und 
Luzern aus der Regierung geworfen wor-
den, in Ob- und Nidwalden hat es bis 
heute noch nie ein Sozialdemokrat in 
die Regierung geschafft.

Wenig überraschend schafften die 
vier Bisherigen problemlos die Wieder-
wahl: Beat Jörg (CVP), Urban Camenzind 
(CVP), Heidi Z’graggen (CVP) und Bar-

bara Bär (FDP). Für eine Sensation 
sorgte der Andermatter Gemeindepräsi-
dent Roger Nager. Der freisinnige Kandi-
dat, der von seiner Partei nicht offiziell 
nominiert worden war, schaffte als ein-
ziger Neuling schon im ersten Wahlgang 
den Sprung in die Regierung. Das Nach-
sehen hatten die beiden offiziellen Kan-
didaten der FDP, Urs Janett und Toni 
Epp, die das absolute Mehr von 7599 um 
505 respektive 1282 Stimmen verpass-
ten. Mit Nagers Wahl bleibt der Sitz des 
in den Ständerat gewählten Josef Dittli 
aber dennoch in freisinniger Hand.

Der Kandidat der SP, der Erstfelder 
Kantonsrat Dimitri Moretti, erhielt 6067 
Stimmen und muss damit ebenfalls 
nochmals im zweiten Wahlgang am 
10. April antreten. Allerdings liegt er 
deutlich vor den beiden SVP-Kandidaten 
Petra Simmen (5439 Stimmen) und Alois 
Arnold (3910 Stimmen). Folglich wackelt 
auch der einzige SVP-Sitz bedrohlich. 
Der bisherige SVP-Vertreter, Beat Ar-
nold, wechselt in den Nationalrat.

SP pocht auf Konkordanz
«Es sieht nicht schlecht aus, vor allem 
angesichts der Resultate der beiden SVP-
Kandidaten», sagt Dimitri Moretti auf 
Anfrage. Entscheidend sei nun, wie sich 
die FDP im zweiten Wahlgang verhalten 
würde. «Die FDP hat im Vorfeld der 
Wahlen versprochen, sich an die Kon-

kordanz zu halten», so Moretti. Darauf 
werde man pochen. Damit müssten die 
Freisinnigen beide Kandidaten zurück-
ziehen, doch danach sieht es momentan 
nicht aus. Nach einem solchen Resultat 
sei für ihn eigentlich klar, dass er zum 
zweiten Wahlgang antreten wolle, sagte 
Urs Janett nach Bekanntgabe der Resul-
tate. Die Strategie der Partei für den 
zweiten Wahlgang sei aber noch offen. 
Man wolle erst einmal darüber schlafen. 

Die Urner Stimmberechtigten wähl-
ten auch den Kantonsrat neu. Stärkste 
Kraft bleibt die CVP mit neu 22 Sitzen 
(bisher: 23). Am zweitmeisten Sitze hat 
weiterhin die FDP mit 18 (16), gefolgt von 
der SVP 14 (14) und SP/Grünen mit 9 (–2). 
Einer der 64 Sitze wird erst am 21. März 
besetzt, die Chancen stehen gut, dass er 
an die SVP gehen wird.

In Nidwalden kommt es ebenfalls am 
10. April zu einem zweiten Wahlgang. 
Nachdem Hans Wicki nach seiner Wahl 
in den Ständerat aus dem Regierungs-
amt zurückgetreten war, wurde der 
FDP-Sitz von der CVP, SVP und den Grü-
nen angegriffen. Am besten schnitt der 
Kandidat der CVP ab, Josef Niederber-
ger, vor denjenigen der SVP, der FDP 
und der Grünen. In Obwalden kam es 
mangels Konkurrenz zu einer stillen Er-
satzwahl: Als Nachfolger von Hans Wal-
limann (CVP) wurde sein Parteikollege 
Christoph Amstad gewählt.

In Uri wackelt der letzte SP-Regierungsratssitz der Zentralschweiz

Die Luzerner Stimmbürger und -bürgerinnen 
haben die SVP-Initiative «Für eine bürger-
nahe Asylpolitik» überraschend deutlich mit 
68,34 Prozent abgelehnt. Selbst im traditio-
nell konservativen Entlebuch und im Hinter-
land blieb die SVP-Vorlage chancenlos –  
dies obwohl beide Regionen im Unterschied 
zum Kanton gleichzeitig die Durchsetzungs
initiative befürworteten. Die Initianten wollten 
Ordnung und Sicherheit im Asylwesen 
schaffen, sagte der Luzerner Regierungsrat 
Guido Graf (CVP) nach der Abstimmung. 
Das Nein der Luzerner Stimmberechtigten 
sei aber auch eine Bestätigung dafür, dass 
bereits Ordnung herrsche und kein Sicher-
heitsproblem vorhanden sei. 

Das Volksbegehren wollte den Gemeinden 
das Recht einräumen, die Unterbringung von 
delinquenten und renitenten Asylsuchenden 
sowie von solchen mit abgelehnten Gesuchen 
verweigern zu können. Zudem forderte die 
Initiative, dass nur anerkannte Flüchtlinge 
und vorläufig Aufgenommene länger als ein 
Jahr in derselben Gemeinde untergebracht 
werden dürfen. Das sollte verhindern, dass 
Asylsuchende «Wurzeln schlagen und allen-
falls hohe Sozialkosten generieren», so die 
SVP. Die Luzerner Regierung, die Mehrheit 
des Kantonsrats sowie alle anderen Parteien 
lehnten die SVP-Initiative ab. (mso)

Kanton Luzern
Abfuhr für Asylinitiative der SVP

Janine Hosp

Mit zwei oder drei Sitzen mehr hatte er 
gerechnet, das Resultat aber übertrifft 
alle Erwartungen von SVP-Fraktionsprä-
sident Michael Götte: Fünf Sitze hat 
seine Partei gewonnen. So kann die SVP 
künftig 40 der 120 Mitglieder des St. Gal-
ler Kantonsparlaments  stellen, sie kann 
alleine das Ratsreferendum ergreifen 
und zusammen mit der FDP bestimmen, 
welche Geschäfte durchkommen und 
welche nicht. Auch diese hat vier Sitze 
gewonnen. «Dieses Resultat ist extrem 
erfreulich», sagt Götte.

Gewachsen sind SVP und FDP vor 
allem auf Kosten der Mitte, die gestern 
praktisch ausradiert wurde: EVP und 
BDP wurden aus dem Rat geworfen, die 
Grünliberalen sind nur noch mit einer 
Zweiervertretung präsent. Aber auch 
die CVP, einst grösste Partei St. Gallens,  
verlor drei Sitze.

Die Polarisierung steigt 
So verstetigt sich in St. Gallen der Trend 
zum Rechtsrutsch, der sich im Frühling 
2015 im Kanton Zürich anbahnte und im 
Herbst bei den Eidgenössischen Wahlen 
verstärkte. Schon aus diesen waren die 
St. Galler SVP und FDP gekräftigt und 
völlig euphorisiert hervorgegangen: «Ein 
Freudentag für die Freisinnigen» über-
schrieben diese am Tag der Wahl ihre 
Medienmitteilung, die SVP sah schon da-
mals ihre Erwartungen übertroffen: Sie 
konnte ihren fünften Nationalratssitz 
zurückerobern, den sie 2011 an die grün
liberale Patientenschützerin Margrit 
Kessler verloren hatte, und den Wäh-
leranteil deutlich auf 35,8 Prozent stei-
gern. Für die FDP holte Marcel Dobler, 
Mitbegründer des Onlineshops Digitec 
und Bobfahrer, den zweiten Nationalrats-
sitz zurück. So zeigte sich die FDP «hoch 
motiviert, um den vorhandenen Schub in 
weitere Wahlerfolge umzumünzen».

Für die SP sei dies eine unkomfortable 
Ausgangslage, sagt Präsidentin Monika 
Simmler. Geknickt ist sie aber nicht. Vor 
acht Jahren hatten SVP und FDP zusam-
men schon einmal die Mehrheit über-
nommen, die SVP hat nun gar einen Sitz 
weniger als damals. «Wir waren schon 
immer in der Opposition», sagt Simmler. 
Weil die Mitte stark geschwächt wurde, 
werde aber sicher die Polarisierung im 
Parlament stärker. Die SP-Fraktion selber 
wird mit Martin Sailer, der in der offiziel-
len Statistik unter «Übrige» erscheint, gar 
noch ein Mitglied gewinnen. 

SVP und FDP haben indessen noch 
keine Pläne, wie sie ihre neue Stärke 
ausspielen wollen. Die FDP werde ihren 
eigenständigen Kurs weiterverfolgen und 
am ehesten in Finanzfragen mit der SVP 
zusammenarbeiten, sagt ihr Fraktionsprä-

sident Reinhard Rüesch. Steuersenkun-
gen seien ohnehin kein Thema, solange 
die Staatsfinanzen nicht im Lot seien. 

Huser verliert doppelt
Weniger gut lief es SVP und FDP gestern 
bei den Regierungswahlen: Während 
CVP-Kandidat Bruno Damann den vakan-
ten Sitz seiner Partei locker verteidigen 
konnte, verpassten die Kandidaten von 
SVP und FDP das absolute Mehr. 

Die SVP, die wählerstärkste Partei des 
Kantons, hatte bereits zum dritten Mal 
versucht, einen weiteren Sitz in der sie-
benköpfigen Regierung zu erobern. Ihr 
Kandidat, SVP-Präsident Herbert Huser, 
erlebte jedoch einen tiefschwarzen Tag. 
Im Kampf um den siebten Sitz lag er bald 
abgeschlagen hinter dem FDP-Kandida-
ten Marc Mächler und sogar noch hinter 
Andreas Graf, der unter der Flagge der 
Gruppierung Parteifrei SG kandidierte 
und als absoluter Aussenseiter galt. Und 
als sei dies nicht genug, wurde Huser 

auch als Kantonsrat nicht wiederge-
wählt. Huser ist eine polarisierende Per-
sönlichkeit; vor den Wahlen berichteten 
Ostschweizer Medien kritisch über sein 
Geschäftsgebaren als Architekt und 
Unternehmer, es formierte sich gar ein 
Komitee mit dem Namen «Stoppt 
Huser». Ihm gehören neben anderen Alt-
Nationalrätin Hildegard Fässler (SP) und 
Alt-Regierungsrätin Kathrin Hilber (SP) 
an. Bei der SVP heisst es, Huser sei eben 
ein Kandidat mit Ecken und Kanten.

Die Zusammensetzung der St. Galler 
Regierung wird wohl auch künftig die-
selbe sein wie heute: 1 SVP, 2  CVP, 2 FDP, 
2 SP. FDP-Kandidat Marc Mächler, der das 
beste Resultat der Nichtgewählten er-
zielte, wird am 24. April zum zweiten 
Wahlgang antreten, um den Sitz von Willi 
Haag zu verteidigen; dieser ist nicht mehr 
zur Wahl angetreten. Ob jedoch Herbert 
Huser in den zweiten Wahlgang steigt, 
ist  offen. Die Parteileitung wird heute 
Montagabend darüber entscheiden.

Rechtsrutsch im 
St. Galler Kantonsparlament
SVP und FDP sind die Sieger der gestrigen Wahlen im Kanton St. Gallen: Im Parlament stellen sie neu  
die Mehrheit. Doch bei den Regierungsratswahlen muss die SVP einen Rückschlag hinnehmen. 

SVP-Regierungskandidat Herbert Huber hatte einen schwarzen Tag – seiner Partei erging es besser. Foto: Keystone

Kantonsrat St. Gallen

Anzahl Sitze 2016 
(in Klammern: Sitzveränderung zu Wahlen 2012)

Grüne 5
(−)

SP 20 (–)

120 Sitze

EVP und BDP sind nicht mehr vertreten, je –2 Sitze

GLP 2 (−3)

CVP 26 (−3) FDP 26 (+4)

SVP 40
(+5)

übrige 1
(+1)
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